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MdB Friese bei SGK-Veranstaltung:
„Kommunen können mit Steuerreform gut leben“
„Die SPD-Bundestagsfraktion wird auch künftig darauf achten, daß die Städte und Gemeinden nicht die Verlierer von Refor​men sind“. Diese Zusicherung gab SPD-Bundestagsabgeordneter Harald Friese bei einer Veranstaltung des Kreisverban​des Heilbronn der Sozialdemokratischen Gemeinschaft für Kommunalpolitik (SGK). Aktuellstes Beispiel ist für ihn die Steuer​reform, mit deren Regelungen die Kom​munen „alles in allem gut leben können“. Auch hier sei es gelungen, die Interessen der Kommunen konsequent und erfolg​reich zu vertreten.
Generell ist das Gesetz zur Senkung der Steuersätze und zur Reform der Unter​nehmensbesteuerung für den Abgeord​neten ein „wichtiger Schritt zur Stärkung des Wirtschaftswachstums, zur Schaffung von Arbeitsplätzen und zur Belebung der Nachfrage“. Auch deshalb sei die Reform von den kommunalen Spitzenverbände ausdrücklich begrüßt worden. Darüber hinaus hätten die Spitzenverbände ihre Bereitschaft erklärt, sich wie der Bund und die Länder an der Finanzierung der Netto​entlastungen der Reform zu beteiligen.

Im Gesetzentwurf der Bundesregierung sei daher eine Erhöhung der Gewerbe​steuerumlage vorgesehen gewesen, be​richtete Friese. Denn ohne diese Anhe​bung hätte sich die Beteiligung an der Fi​nanzierung der Reformmaßnahmen in den Jahren 2001 bis 2004 so dargestellt, daß Bund und Länder ein Minus von 71,6 und 61,7 Milliarden Mark zu verzeichnen ge​habt hätten, die Gemeinden ein Plus von 7,6 Milliarden. Durch die Erhöhung der Gewerbesteuerumlage würden nunmehr
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die Mindereinnahmen gleichmäßig auf alle Haushaltsebenen verteilt.

Seitens der kommunalen Spitzenverbände sei aber, so Harald Friese, die Höhe der Anhebung der Gewerbesteuerumlage kri​tisiert worden. Konkret hätten diese ver​langt, daß sich die Belastung der Kommu​nen an ihrem Anteil am Steueraufkommen zu orientieren habe. Beanstandet worden sei auch das Fehlen einer zeitlichen Befri​stung der Erhöhung angesichts der hohen Schätzrisiken bezüglich der Einnahmesi​tuation der Gemeinden in den nächsten Jahren. Diese Forderungen seien von der Arbeitsgruppe Kommunalpolitik der SPD-Bundestagsfraktion, deren stellvertreten​der Vorsitzender der Abgeordnete ist, auf​genommen und unterstützt worden.
Frieses positives Fazit: „Letztendlich wurde ein tragfähiger Kompromiß erreicht: Die Absenkung der erhöhten Gewerbe​steuerumlage um 6 Prozentpunkte ge​genüber dem Gesetzentwurf ab dem Jahr 2006 trägt den dann voraussichtlich wie​der zurückgehenden Gewerbesteuer​mehreinnahmen der Gemeinden Rech​nung“. Zudem habe der Bundestag eine sogenannte Revisionsklausel beschlos​sen. Danach werde spätestens Anfang 2004 geprüft, ob die Erhöhung der Ge​werbesteuerumlage im vorgesehenen Umfang gerechtfertigt ist. „Die Wünsche der kommunalen Spitzenverbände sind damit“, so Friese, „weitestgehend berück​sichtigt“. Für den Heilbronner Abgeord​neten ist dies ein weiterer deutlicher Beleg dafür, daß seine Fraktion „keineswegs  zu Lasten, sondern zu Gunsten der Gemein​den arbeitet“.

